
der Straftat sowie die Unantastbarkeit der sozia­
listischen Staats- und Gesellschaftsordnung 
nachdrücklich bewußtmachen (vgl. § 39 Abs. 3, 
§ 41 StGB; § 12 Abs. 1 StVG).

Die Freiheitsstrafe ist nach dem Strafrecht 
der DDR die strengste Form einer Bestrafung. 
Sie ist die Strafart, die den schwersten Eingriff 
in die Interessen und Rechte, in die Lebensver­
hältnisse und Lebensbedingungen des Straftä­
ters darstellt und auch die Lebensverhältnisse 
seiner Angehörigen, seines Arbeitskollektivs, 
seiner sozialen Umgebung überhaupt berührt.

Die Freiheitsstrafe bedeutet - wie jede frei­
heitsentziehende Maßnahme - für den Rechts­
verletzer eine weitreichende Veränderung sei­
ner gesellschaftlichen Verhältnisse und nament­
lich eine Herauslösung aus seinen bisherigen 
Produktions- bzw. Ausbildungs- und anderen 
sozialen Prozessen bzw. Sozialbeziehungen. Sie 
ist mit einer tiefgreifenden Veränderung der 
Stellung des Täters im sozialen Reproduktions­
prozeß, der Rechtsstellung bzw. der faktischen 
Möglichkeit zur Wahrnehmung von Rechten 
und zur Erfüllung von (Rechts-)pflichten ver­
bunden.

Die Freiheitsstrafe trifft nicht nur den Täter 
(und seine Angehörigen), sondern belastet auch 
die Gesellschaft. Der im Strafvollzug Befindli­
che fehlt nicht nur an seinem bisherigen Ar­
beitsplatz, in den er eingearbeitet ist, es bedarf 
auch eines beträchtlichen gesellschaftlichen 
(materiellen, personellen und finanziellen) Auf­
wands zur Gewährleistung des Freiheitsentzugs, 
des Strafvollzugs. Auch sind die sozialpsycholo­
gischen und moralischen Auswirkungen auf den 
zu Freiheitsentzug Verurteilten (darunter noch 
manche überkommene Vorurteile) zugleich Be­
lastungen für die Gesellschaft, für die Gestal­
tung sozial positiver Gesellschaftsbeziehungen.

Es entspricht den humanistischen Prinzi­
pien sozialistischen Strafrechts, eine Freiheits­
strafe nur dann und dort anzuwenden, wo und 
wann dies im gesamtgesellschaftlichen Interesse 
durch die unerbittliche Notwendigkeit geboten, 
wo sie unumgänglich (Art. 30 Verfassung) ist.

Diese Notwendigkeit besteht bei konterrevo­
lutionären Verbrechen, namentlich bei Staatsver­
brechen. Sie besteht auch bei Verbrechen der all­
gemeinen Kriminalität (vgl. § 39 Abs. 1 StGB). 
Die in diesen Verbrechen liegende äußerst ge­
fährliche und schwerwiegende Verletzung ele­
mentarster Lebensgrundlagen der Gesellschaft 
und des Zusammenlebens in der Gemeinschaft 
läßt dem Gesetzgeber wie dem Gericht grund­

sätzlich keine andere Wahl. Aber auch bei 
schweren Vergehen kann die Anwendung von 
Freiheitsstrafen unabdingbar sein; wobei diese 
Unabdingbarkeit, das heißt die Unmöglichkeit, 
dieser Tat aus allgemeinen sozialen wie subjek­
tiv - personalen Gründen mit einer anderen 
Strafe begegnen zu können, einer eingehenden 
und überzeugenden Begründung bedarf.

Eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß 
die Gerichte die strengen gesetzlichen Anwen­
dungsvoraussetzungen für die Verhängung von 
Freiheitsstrafen in ihrer Tragweite begreifen 
können, ist, daß Richter und Schöffen nicht nur 
die juristische Logik des Gesetzes verstehen, 
sondern daß sie auch die Realität der Freiheits­
strafe, also den Strafvollzug, aus eigener An­
schauung kennen. Sie müssen wissen, was mit 
jenen Menschen geschieht, die sie zu einer 
Freiheitsstrafe verurteilen. Sie müssen die Be­
dingungen des Strafvollzugs kennen und wis­
sen, was der Strafvollzug real zu leisten vermag 
und wo und wann und wie er überfordert ist. 
Die Gerichte dürfen sich nicht nur von der ab­
strakten Theorie der Strafe oder gar ihrer „Idee“ 
leiten lassen, sondern von der „Wirklichkeit“ 
der Freiheitsstrafe.

Grundsätzlich liegt die Strafuntergrenze (das 
Mindestmaß) der zeitigen Freiheitsstrafe - so­
weit nicht die Strafdrohungen der besonderen 
Strafrechtsnormen eine höhere Untergrenze 
vorsehen - bei sechs Monaten, die Obergrenze 
bei 15 Jahren. Nur mit besonderer Begründung, 
warum es keine Strafe ohne Freiheitsentzug 
ausgesprochen habe, darf das Gericht auf eine 
Freiheitsstrafe von drei bis sechs Monaten er­
kennen. Eine weitere Ausnahme gegenüber 
dem Grundgedanken, keine kurzen Freiheits­
strafen auszusprechen und den Strafen ohne 
Freiheitsentzug den Vorrang zu geben, stellen 
die bereits erwähnten Strafarten Haftstrafe, Ju­
gendhaft und Strafarrest dar. Mit der Erhöhung 
der Obergrenze der Haftstrafe von drei auf sechs 
Monate im Jahre 1979 überschneidet sie sich 
mit der ausnahmsweise anwendbaren kurzen 
Freiheitsstrafe.

Die „kurzen“ Freiheitsstrafen, also jene un­
ter sechs Monaten Dauer, stellen in sich eine 
widersprüchliche Problematik dar, die weltweit 
schon seit Jahrzehnten diskutiert wird und bis­
lang nirgendwo zu einer befriedigenden Lösung 
geführt hat. Auch das Strafrecht der DDR hat 
bisher Jeeine überzeugenden Lösungen gefun­
den. Dem Strafvollzug bringen diese „kurzen“ 
Freiheitsstrafen zusätzliche Schwierigkeiten,
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